
Wohnungsbau-Turbo in Kraft

Rückenwind für den Bau von 
Senioren-Immobilien

raum. Aufstockungen, Nachverdich-
tungen und Umnutzungen, die bis-
her an starren Vorgaben oder langen 
Bebauungsplanverfahren scheiter-
ten, können künftig deutlich schnel-
ler realisiert werden.

Neue Regelungen mit 
Aufbruchsstimmung
Allen neuen Regelungen ist eines 
gemeinsam. Sie eröffnen zusätzliche 
Handlungsspielräume, bleiben aber 
an klare Leitplanken gebunden. Jedes 
hierüber zu genehmigende Vorhaben 
muss mit den öffentlichen Belangen 
vereinbar sein, nachbarliche Interes-
sen wahren und die Zustimmung der 

D eutschland steht vor einer dop-
pelten Herausforderung. Der 

demografische Wandel lässt die Nach-
frage nach altersgerechtem Wohn-
raum steigen, während die verfügba-
ren Flächen in vielen Städten knapp 
sind. Gleichzeitig bremsen lange 
Genehmigungsverfahren, steigende 
Baukosten und komplexe Vorgaben 
den Wohnungsbau aus.

Mit dem Wohnungsbauturbo will 
die Bundesregierung gegensteuern. 
Das Gesetz soll Verfahren vereinfa-
chen, kommunale Spielräume erwei-
tern und den Wohnungsbau beschleu-
nigen. Davon profitiert auch der 
Markt des altersgerechten Woh-

nens, in dem Planungs- und Inves-
titionshemmnisse viele Vorhaben 
verzögert haben. Anfang Oktober 
hat der Bundestag den Wohnungs-
bauturbo in Gesetzesform gebracht 
und das Gesetz zur Beschleunigung 
des Wohnungsbaus und zur Wohn-
raumsicherung beschlossen. Am 
30. Oktober 2025 ist das Gesetz nun 
in Kraft getreten.

Das neue Gesetz bietet der Bran-
che, was sie seit Jahren fordert, 
nämlich Instrumente, um Projekte 
schneller umzusetzen und Flächen 
effizienter zu nutzen. Besonders im 
Bereich des Seniorenwohnens entsteht 
dadurch spürbarer Handlungsspiel-

 
 
 
 
MEHR ZUM THEMA 
Bei der CARE INVEST 
Residencia treffen sich 
vom 7. bis 9. Dezember 
in Hamburg Top-Ent-
scheider der Pflege- 
und Wohnungswirt-
schaft, um neue 
Strategien und Trends 
im Premium-Bereich 
für das Leben und 
Wohnen im Alter zu 
diskutieren. Das Pro-
gramm und einen Link 
zur Anmeldung finden 
Sie hier careinvest-
online.net/residencia
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	c IN METTINGEN  bei Osnabrück ist für das Senio-
renzentrum L(i)ebenswert nach dem Ausfall des bis-
herigen Betreibers Ambiente Care eine Nachfolgerege-
lung gefunden worden. Neuer Betreiber ist die Sander 
Pflege. Mit Unterstützung der Hamburger Beratung Die 
Immobilien Partner (DIMP) konnte gemeinsam mit der 
Eigentümerin des Objekts und den zuständigen Behör-
den innerhalb weniger Wochen eine tragfähige Lösung 
zum Weiterbetrieb gefunden werden.

	c IM ÜBERNAHMEVERFAHREN  der belgischen 
Sozialimmobilien-Riesen Aedifica und Cofinimmo zeich-
net sich ein Ende ab: Bis Ende Januar 2026 wollen die 

belgischen Wettbewerbsbehörden entschieden haben. 
Wie Aedifica mitteilte, hat man der belgischen Wettbe-
werbsbehörde Autorité belge de la Concurrence ange-
boten, sich von Gesundheitsimmobilien im Wert von 
300 Millionen Euro zu trennen. Die Verkäufe sollen sich 
über die kommenden Jahr erstrecken und das gemein-
same Portfolio von Aedifica und Cofinimmo in Belgien 
betreffen. Dieser Vorschlag wurde nun offiziell an die 
Wettbewerbshüter übermittelt.

	c DER HITZESCHUTZ in deutschen Gesundheits-
einrichtungen ist lückenhaft. Dies ist ein Ergebnis der 
Hitzestudie 2025 der Krankenkasse Barmer. Steigen-
de Temperaturen bringen nach Erkenntnissen aus 
einer Studienreihe Klimaneutraler Gesundheitssektor 
der Krankenkasse Barmer das Gesundheitswesen in 
Deutschland “zunehmend an seine Belastungsgren-
ze“. 40 Prozent der Gesundheitseinrichtungen berich-
ten von spürbaren Auswirkungen durch Hitze, in Klini-
ken sogar mehr als die Hälfte.�
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Betreiber des Seniorenzentrums L(i)ebenswert in 
Mettingen ist die Sander Pflege.
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Gemeinde erhalten. Der Gesetzge-
ber will die Verfahren beschleuni-
gen, ohne den Gemeinden die pla-
nerische Verantwortung zu nehmen.

Das Herzstück der Gesetzesno-
velle ist der neue § 246e BauGB. Er 
erlaubt Gemeinden, bis Ende 2030 
vom geltenden Planungsrecht abzu-
weichen, wenn dadurch Wohnraum 
gescha� en wird. Ein Bebauungsplan-
verfahren ist dann nicht mehr zwin-
gend erforderlich.

§ 31 Absatz 3 BauGB erweitert 
die Befreiungsmöglichkeiten inner-
halb bestehender Bebauungspläne. 
Befreiungen können künftig häu� -
ger erteilt werden, etwa für zusätz-
liche Geschosse, neue Baukörper 
oder maßvolle Nachverdichtungen. 
Abweichend von § 31 Abs. 2 BauGB 
wird dies für den Wohnungsbau auch 
ermöglicht, wenn die Grundzüge des 
für das Grundstück geltenden Bebau-
ungsplans berührt werden sollten.

Auch der unbeplante Innenbereich 
wird weitergehend � exibilisiert. Nach 
dem neuen § 34 Absatz 3b BauGB 
kann die Errichtung eines Wohnge-
bäudes künftig auch dann zugelas-
sen werden, wenn es sich nicht exakt 
in die Umgebungsbebauung einfügt. 
Voraussetzung ist hier zusätzlich, dass 
das Vorhaben städtebaulich vertret-
bar ist. So lassen sich innerörtliche 
Baulücken schließen oder bebaute 
Grundstücke intensiver ausnutzen, 
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ohne dass ein neues Planverfahren 
nötig wird.

Vorhaben nach § 246e BauGB, § 
31 Absatz 3 BauGB und § 34 Absatz 
3b BauGB sind nach § 36a BauGB 
nur mit Zustimmung der Gemeinde 
zulässig. Zur Verfahrensbeschleuni-
gung gilt die Zustimmung allerdings 
als erteilt, wenn sie nicht innerhalb 
von drei Monaten verweigert wird.

Mehr Spielraum für den 
Bestand
Gerade im Bereich Seniorenwohnen 
entsteht Dynamik dort, wo bestehen-
de Standorte erweitert oder nachver-
dichtet werden können. Viele Wohn-
konzepte verfügen über Flächen, 
auf denen Erweiterungen bislang an 
planungsrechtlichen Grenzen schei-
terten, etwa wegen überholter Fest-
setzungen zu Geschoss� ächen oder 
Baugrenzen. Mit den neuen Befrei-
ungsmöglichkeiten lassen sich sol-
che Restriktionen künftig � exibler 
handhaben. Aufstockungen, Anbau-
ten oder Bauten in zweiter Reihe sind 
leichter genehmigungsfähig. Auch 
Umnutzungen wie der Umbau leer-
stehender Büro-, Hotel- oder P� ege-
immobilien in altersgerechte Woh-
nungen werden realistischer, ohne 
dass es aufwändiger Bebauungsplan-
verfahren bedarf.

Der Gesetzgeber reagiert damit 
auf eine Entwicklung, die in der Pra-
xis lange gefordert wurde. Nachhal-
tige Stadtentwicklung bedeutet, den 
Bestand intelligent weiterzuentwi-
ckeln. Wer vorhandene Strukturen 
nutzt, scha� t Wohnraum schnell, kos-
tene�  zient und ressourcenschonend.

Anderer Lärmschutz und 
 Nutzungsmischung
Ein weiterer Fortschritt betri� t den 
neu eingefügten § 9 Absatz 1 Nummer 
23 Buchstabe a BauGB. Gemeinden 
können künftig in ihren Bebauungs-
plänen Immissionswerte oder Emis-
sionskontingente festsetzen, um Nut-
zungskon� ikte besser zu steuern. In 
begründeten Fällen sind dabei Abwei-
chungen von den Richtwerten der 
Technischen Anleitung zum Schutz 
gegen Lärm (TA Lärm) zulässig. Auf 
diese Weise lassen sich in gemischt 

genutzten Quartieren Kon� ikte zwi-
schen Wohnen, Gewerbe und sozia-
len Einrichtungen planerisch bewäl-
tigen, ohne dass Wohnprojekte an 
starren Grenzwerten scheitern.

Seniorenwohnen im 
 Aufwind
Der Wohnungsbauturbo unterstützt 
damit einen Markt, der dringend 
Bewegung braucht. Projektentwick-
ler können prüfen, wo in bestehenden 
Quartieren noch Verdichtungspoten-
zial besteht oder leerstehende Immo-
bilien in seniorengerechtes Wohnen 
umgewandelt werden können. Auch 
Erweiterungen oder Ergänzungsbau-
ten lassen sich leichter umsetzen, 
ohne jedes Mal ein neues Bebauungs-
planverfahren einleiten zu müssen.

Zugleich verbessert das Gesetz 
die Planbarkeit für Investoren. Die 
neue Fristenregelung und die Zustim-
mungs� ktion scha� en ein verlässli-
ches Umfeld. Das erhöht die Bereit-
schaft, in bestehende Standorte zu 
investieren und innovative Wohn-
formen zu entwickeln. Die teilwei-
se befristete Geltung der neuen Vor-
schriften bis Ende 2030 ist Anreiz 
und Verp� ichtung zugleich. Jetzt 
ist der richtige Zeitpunkt, Projekte 
vorzubereiten und Flächenpotenzi-
ale zu nutzen.

Fazit: Der Wohnungsbauturbo ist 
mehr als ein politisches Schlagwort. 
Er ist ein Aufruf zum Handeln für 
Kommunen, Projektentwickler und 
Investoren. Das Gesetz stärkt die 
Eigenverantwortung der Gemein-
den und gibt der Baupraxis ein Stück 
Planungssicherheit zurück. Für das 
Seniorenwohnen erö� nen sich Gele-
genheiten mit weniger Hürden, mehr 
Gestaltungsspielraum und einem 
klaren zeitlichen Rahmen. Wenn 
Verwaltung und Praxis gemeinsam 
anpacken, kann der Turbo tatsäch-
lich wirken, als greifbare Beschleu-
nigung. Hierauf sollten Entwickler 
in den Abstimmungsprozessen mit 
Gemeinden und Genehmigungsbe-
hörden hinweisen. Jetzt braucht es 
Mut, Kreativität und Entschlossen-
heit, damit aus Beschleunigung drin-
gend benötigter seniorengerechter 
Wohnraum entsteht.

„Wenn Verwaltung 
und Praxis gemeinsam 
 anpacken, kann der Turbo 
als greifbare Beschleu-
nigung wirken.“
Béla Gehrken, Fachanwalt für Verwaltungsrecht
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